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1. Bei bla tt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 23. Märzl960 

84/J 

del" Abi:Soordneten Dr. H e t zen a u 8 r, Dr. K r a n z I m [\ y r .,; 

Dr. Hof e n e der und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz, 

betreffend eine Dienstanweisung für das Strafvollzugspersonal und die Haus­

ordnung für gerichtliche Strafvollzugsanstalten. 

-.-.-0-.-

Im Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für das Verwaltunr;sjahr 1958 

wird im Lbsa tz 277 die Ausarbe i tung allgeme iner Dü,nstanweisungcn fi~r das 

Strclfvollzugspersonal angeregt. Das Strafvollzugspersonal selbst hält übor­

di8~ die Erlnssung einer den gegenwärtigen Verhältnissen entsprechenden 

Hausordnung für gerichtliche Strafvollzugsanstalten für zweckmässig. 

Dio mit Erlass des Bundeskanzleramtes (Justiz) vom 11. März 1925 ab 

1. rai 1925 in Kraft gesetzte Hausordnung für gerichtliche Gefanc;enh2.user 

ist veraltet. Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis V 19/58/9 

vom 14. März 1959 die Bestimmung § 40 Zahl 6 über den Instanzenzug in clj.eser 

H2usor(~nung wegen Gesetzwidrigkeit aufgehoben und weiter festgostell t, dass 

die zitierte Verordnung nicht gehörig verlautbart und daher gesetz"\7idrig .ist. 

Der Verfassungsgerichtshof führt in den Entscheidungsgründen soines 

obon anGeführten Erkenntnisses weiter wörtlich aus~ 

ilBei dem offenbaren Mangel d2r gehörigen Kundmnchung hatte sich der Ver­

fassungsgerichtshof mit Fragen anderer Art nicht zu beschäftigen. jJ;s 1Jviire daher 

verf8hlt, anzunehmen, dass der Verfassungsgerichtshof die Rogelung clcr TiIaterie 

dc::s ;=,trafvollzuges und d}r Behandlung von Untersuchungsgefangenen ol'L~c) gosetz­

lieho Gruncllae;e im Verordnungswege für zulässig hielte. If 

nie gefertigten tlbg2ordnet,'n richtun dah8r an de.n Herrn Dum~osrüni:3ter 

für Justiz die 

A n f rag e ~ 

Ist dor Herr Bundesminist3r für Justiz bereit: 

1. Im Sinne dor Anregung dos Rechnungshofes ehestens eine Dionstanwoisung 

für d[~s Strafvollzugspersonal zu erlnssenj 

2. Zur endlichen Beseitigung eines gesetzwidrigen Zustandes d:;L1 ?or1ament 

eine GGsetzGsvorlage über die H3usQrdnun~ für gerichtliche Strafvollzugs­

anstalten zuzuleitenZ 

-.-.-.-.-
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